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Verordnung 
der Bundesregierung 

Aufhebbare Dreiundfünfzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 

A. Zielsetzung 

Selbstbeschränkung der Ausfuhr bestimmter Stahlerzeug-
nisse in die Vereinigten Staaten von Amerika. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung durch Einführung 
eines Genehmigungserfordernisses für die hierzu bestimmten 
Stahlerzeugnisse. 

C. Alternative 

keine 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 14 (42) — 651 09 — Au 88/82 — vom 10. Januar 1983. 
Die Verordnung wurde am 31. Dezember 1982 im Bundesgesetzblatt I S. 2093 verkündet. 
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Dreiundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 und § 5 des Außenwirtschaftsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7400-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, von de-
nen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch das Gesetz vom 
6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) geändert worden ist, 
verordnet der Bundesminister für Wi rtschaft  im Einver-
nehmen mit den Bundesministern des Auswärtigen und 
der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. August 1981 (BGBl. I S. 853), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 13. August 
1982 (BGBl. I S. 1152), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 6 a wird folgender § 6 b eingefügt: 

„§6b 

Beschränkung nach § 5 AWG 

Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der Ausfuhrliste 
mit S gekennzeichneten Waren mit Ursprung in den 
Europäischen Gemeinschaften nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika bedarf der Genehmigung." 

2. § 17 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausfuhrgenehmigung ist auf einem Vordruck 
nach Anlage A 5 zu beantragen und zu erteilen, in den 
Fällen des § 6 b schriftlich zu beantragen und auf 
einem Vordruck nach Anlage A 10 zu erteilen." 

3. In § 18 Abs. 2 1. Halbsatz wird nach „Die Ausfuhr-
genehmigung ist" folgendes eingefügt: 

„vorbehaltlich des Absatzes 5". 

4. Nach § 18 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Bei Ausfuhren nach § 6 b ist die Ausfuhrgeneh-
migung zusammen mit der Versandausfuhrerklärung 
vorzulegen: 
1. in den Fällen des § 12 Abs. 1 und der §§ 13 und 14 

der Versandzollstelle, 
2. im Falle des § 16 Abs. 1 der Ausgangszollstelle. 

Mit der Ausfuhrgenehmigung hat der Ausführer eine 
Ausfuhrbescheinigung auf einem Vordruck nach An-
hang III der Entscheidung Nr. 2873/82/EGKS sowie 
der Verordnung (EWG) Nr. 2874/82 der Kommission 
vom 28. Oktober 1982 (ABl. EG Nr. L 307 S. 36, 56) 
in der jeweils geltenden Fassung vorzulegen sowie 
drei Durchschriften der Ausfuhrbescheinigung abzu-
geben." 

5. In § 19 Abs. 1 wird hinter der Angabe „6 a," die 
Angabe „6 b," eingefügt. 

6. In § 70 Abs. 3 Nr. 1 wird hinter der Angabe „6 a," die 
Angabe „6 b," eingefügt. 

Artikel 2 

Die Anlage zu dieser Verordnung wird die Anlage A 10 
zur Außenwirtschaftsverordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über-
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des Artikels 1 
Nr. 6, der am Tage nach der Verkündung in Kraft tritt, mit 
Wirkung vom 1. November 1982 in Kraft . 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Durch Rechtsakte des Rates und der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften sind am 1. No-
vember 1982 Beschränkungen für die Ausfuhr be-
stimmter Stahlerzeugnisse mit Ursprung in den Ge-
meinschaften in die Vereinigten Staaten von Ame-
rika angeordnet worden. Im einzelnen handelt es 
sich für den EGKS-Bereich um die Entscheidungen 
der Kommission Nr. 2872/82/EGKS über die Be-
schränkungen für die Ausfuhr von Stahlerzeugnis-
sen in die Vereinigten Staaten von Amerika (ABl. 
EG Nr. L 307 vom 1. November 1982, S. 27) und Nr. 
2873/82/EGKS betreffend die gemeinschaftliche 
Kontrolle der Ausfuhren einiger Stahlerzeugnisse 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika (ABl. 
EG Nr. L 307 vom 1. November 1982, S. 36) sowie für 
den EWG-Bereich um die Verordnung des Rates Nr. 
2870/82 über die Beschränkung der Ausfuhr be-
stimmter Stahlerzeugnisse nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika (ABl. EG Nr. L 307 vom 1. No-
vember 1982, S. 3) und die Verordnung der Kommis-
sion Nr. 2874/82 betreffend die gemeinschaftliche 
Kontrolle der Ausfuhren einiger Stahlerzeugnisse 
in die Vereinigten Staaten von Amerika (ABl. EG 
Nr. L 307 vom 1. November 1982, S. 56). 

Die Beschränkungen gehen auf Vereinbarungen 
der Gemeinschaften mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika zurück, wonach gegen Einstellung der 
amerikanischen Verfahren gegen Dumping und 
Subventionen sowie sonstiger amerikanischer Maß

-

nahmen gegen den Absatz von Gemeinschaftser-
zeugnissen auf dem US-Markt eine Beschränkung 
der europäischen Ausfuhr bestimmter Stahlerzeug-
nisse mit Ursprung in den Gemeinschaften nach 
den Vereinigten Staaten von Amerika festgelegt 
wurde. Die Vereinbarungen sind für den EGKS-
Bereich durch die Entscheidung der Kommission 
Nr. 2871/82/EGKS (ABl. EG Nr. L 307 vom 1. No-
vember 1982, S. 11) und für den EWG-Bereich durch 
die Verordnung des Rates Nr. 2869/82 (ABl. EG Nr. 
L 307 vom 1. November 1982, S. 1) genehmigt wor-
den. 

Die Dreiundfünfzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) dient der 
Einfügung der genannten EG-Rechtsakte in die 
Außenwirtschaftsverordnung. 

Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise 
und Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind kaum zu erwarten. Allenfalls 
kann sich durch die Exportmengenbeschränkun-
gen, die Gegenstand der europäisch-amerikani-
schen Vereinbarungen sind, das Stahlangebot in 
der Gemeinschaft etwas erhöhen und dadurch ein 
geringfügiger zusätzlicher Preisdruck ergeben. 
Quantifizierbar ist dies jedoch angesichts der Fülle 
sonstiger Preisbildungsindikatoren im Stahlmarkt 
nicht. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Der neue § 6 b AWV bringt zum Ausdruck, daß die 
Ausfuhr von bestimmten Stahlerzeugnissen mit Ur-
sprung in den Gemeinschaften nach den Vereinig-
ten Staaten von Amerika der Genehmigung be-
darf. 

Die Bestimmung des Ursprungs dieser Erzeugnisse 
erfolgt nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht; 
vgl. Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbestim-
mung für den Warenursprung (ABl. EG Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 1), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1318/71 (ABl. EG Nr. L 139 
vom 25. Juni 1971, S. 6). 

Zu den Vereinigten Staaten von Amerika gehört 
auch Puerto Rico; vgl. Länderliste A/B (Abschnitt II 
der Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Nach der unter Ziffer I genannten Entscheidung Nr. 
2873/82/EGKS und der dort ebenfalls genannten 
Verordnung (EWG) Nr. 2874/82 sind die erforderli-
chen Genehmigungen für Stahlausfuhren in die 
Vereinigten Staaten von Amerika mit bestimmten 
Angaben zu beantragen und auf einem besonderen 
Vordruck zu erteilen. § 17 Abs. 1 Satz 1 AWV wird 
entsprechend ergänzt. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Einfügung dient der Klarstellung, daß für die 
Regelung der Stahlausfuhren § 18 Abs. 5 Ausnah-
men enthält. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Nach der Entscheidung Nr. 2873/82/EGKS und der 
Verordnung (EWG) Nr. 2874/82 der Kommission ist 
der zuständigen Zollstelle der Gemeinschaft, bei 
der die Formalitäten für die Ausfuhr von Stahler-
zeugnissen nach den Vereinigten Staaten von Ame-
rika erfüllt werden, das Original der Ausfuhrlizenz 
und die Bescheinigung vorzulegen. § 18 Abs. 1 Satz 1 
stellt klar, welche Zollstelle bei den verschiedenen 
Verfahren die zuständige Zollstelle ist. § 18 Abs. 5 
Satz 2 trägt dem Erfordernis der genannten Rechts-
akte Rechnung, zusätzlich zu den Ausfuhrpapieren 
eine Ausfuhrbescheinigung vorzulegen. Die Be-
scheinigung ist für die amerikanischen Zollbehör-
den bestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die allgemeinen Befreiungstatbestände des § 19 
AWV werden auf die Stahlausfuhren in die Verei

-

nigten Staaten von Amerika erstreckt. Damit wird 
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unnötiger Verwaltungsaufwand in den Fällen von 
geringer wirtschaftlicher Bedeutung vermieden. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Durch die Ergänzung des § 70 Abs. 3 Nr. 1 AWV 
stellt die ungenehmigte Ausfuhr der von § 6 b AWV 
erfaßten Stahlerzeugnisse in die Vereinigten Staa-
ten von Amerika eine Ordnungswidrigkeit dar. Die 
Bundesrepublik Deutschland kommt mit dieser Re-
gelung ihrer Verpflichtung aus der Entscheidung 
Nr. 2872/82/EGKS und der Verordnung (EWG) Nr. 
2870/82 nach. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift wird der neue Vordruck für 
Stahlausfuhrgenehmigungen in die AWV übernom-
men. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift bestimmt das Inkrafttreten der Ver-
ordnung. 




